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Io Gesetz: BGB § 839

Rechtssatz; An der Rechtsprechung des Reichsgerichts
(RGZ 164, 273)» daBS die Paketbeförderung 
durch die Post einschliesslich der dabei 
durchgeführten Kraftwagenfahrten hoheit­
liche Tätigkeit darstellt, wird festgehal­
ten.

Rechtssatz: Die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers ge­
genüber dem Arbeitnehmer aus dem Arbeits­
vertrag geht dahin, dass der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer nicht eine Belastung mit 
solchen Schäden .und Schadensersatzansprüchen 
zumuten darf, die letztlich aus der beson­
deren Gefahr der übertragenen Arbeit folgen 
und als solche auch dann zum typischen vom 
Unternehmer zu tragenden Betriebsrisikq ge­
hören können, wenn sie im Einzelfall vom 
Arbeitnehmer schuldhaft herbeigeführt worden 
sind. Die Entscheidung ist auf den jeweili­
gen Einzelfall abzustellen. Zusammenstel­
lung der Umstände, die bei dieser Entschei­
dung zu berücksichtigen sind.

2. Gesetz; Arbeitsvertrag

Aktenzeichens III ZR 153/53 
Urteil des BUH Vom 10. Januar 1955

LG Frankfurt 
OLG Frankfurt



m  ZS 153/53
Landet am 10« Januar 1955 
|^, Justizangestellter als 
mdsbeamter der Geschäftsstelle

sf

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Hechtsstreit

der Deutschen vertreten durch die Oberpost­
direktion f l j H M H  M M )  9

Beklagten, Berufungskläger in, An- 
schlussberufungsbe klagten und He Vi­
sionskläger in,

- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt

gegen

die Firma FflBMund 4 H r ,  Kleiderfabrik, Inhaber Kauf­
leute Hans M H l und Richard bM M ’ ,
Münchenerstr. 45,

Klägerin, Berufungsbeklagte, An­
schlussberufungsklägerin und Revi- 
sionsbeklagte,

- Prozessbevollmächtigter: Hechtsanwalt Dr.(

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 10. Januar 1955 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Prof.Dr.Geiger sowie der Bun­
desrichter Dr.Pagendarm, Dr.Weber, Dr.Beyer und Dr.Hußla

für Hecht erkannt:

Die Hevision der beklagten Bundespost gegen das 
Urteil des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Frankfurt a.Main vom 50. April 1955 wird zu- 
rUckgewiesen.
Die Kosten der Hevision trägt die beklagte Bun­
despost.

Von Hechts wegen
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Tatbestands

Am 23« Oktober 1951 gegen 19»30 Uhr fuhr der jetzige 
Prokurist der Klägerin, der Angestellte K 0 H ,  mit dem Per­
sonenkraftwagen der Klägerin auf der Vilbelerstrasse in 
Frankfurt a.Main in Richtung Bergerstrasse. Bin Elektro­
karren der beklagten Bundespost, der keine höhere Geschwin­
digkeit als 20 km/h entwickeln konnte, und der zur Paketzu­
stellung eingesetzt war, kamdem Wagen der Klägerin entge­
gen und Überquerte die Strasse nach links, um in die Seiler­
strasse einzubieten. Beide Fahrzeuge stiessen unmittelbar 
an der Einmündung der Seilerstrasse in die Vilbelerstrasse 
zusammen.

Die Klägerin behauptet, der Fahrer des PostfahrZeuges 
habe das Vorfahrtsrecht ihres Wagens beim Kreuzen der Fahr­
bahn nicht beachtet und dadurch den Zusammenstoss schuldhaft 
verursacht. Sie nimmt wegen des an ihrem Fahrzeug angeblich 
entstandenen Sachschadens von 1.960,30 DE die Deutsche Bun­
despost aus Amtshaftung, nach § 839 BGB als Gesamtschuldner 
neben dem Fahrer der Bundespost in Anspruch.

Die beklagte Bundespost macht geltend, die Klägerin kön­
ne sich auf,ein Vorfahrtsrecht nicht berufen, weil der Fahrer 
des Postwagens die Einbiegungsbewegung seines Fahrzeugs ein­
geleitet gehabt habe, als der Personenkraftwagen der Kläge­
rin noch etwa 70 m von dem. Postfahrzeug entfernt gewesen sei. 
Von einer Verletzung der Vorfahrt könne deshalb keine Rede 
sein. Sogar der viel näher an der Kreuzung befindliche Per­
sonenkraftwagen, der vor dem Wagen der Klägerin gefahren sei, 
habe rechtzeitig vor dem Postfahrzeug halten können.. Ein sol­
ches Anhalten sei eine selbstverständliche Rücksichtnahme im
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Strassenverkehr, da sonst das einbiegende Fahrzeug unter Um­
standen lange bis zur Möglichkeit des Einbiegens warten und 
dadurch den zügigen Verkehr auf seiner Fahrbahnseite erheb­
lich behindert würde $ der Postfahrer habe mit Recht annehmen
können, dass*sich andere Fahrzeuge, die hinter dem anhalten- *
den Fahrzeug gefahren'seien, dessen Fahrweise anpassen würden 
Aus der Beschädigung des Postwagens gehe hervor, dass er im 
Augenblick des Zusarnmenstossus die Kreuzung bereits zum großen] 
eil überquert gehabt habe* Der Fahrer des Personenkraftwa­

gens sei am Unfall alleinschuldig, da er in der Dunkelheit 
auf der regennassen Strasse zu'schnell gefahren sei und an 
der Einmündung der Seilerstrasse einen änderen vor ihm her­
fahrenden Personenkraftwagen, der im Hinblick auf die Einbie­
gungsbewegung des Postfahrzeuges seine Geschwindigkeit herab­
gesetzt habe, unzulässigerweise überholt habe.

Die Klägerin vertritt die Ansicht, der Geradeausfahrer 
dürfe damit rechnen, dass der Binbiegende das Vorfahrtsrecht 
des Geradeausfahrers beachte| es sei durchaus möglich und 
oft auch notwendig, dass das Fahrzeug, das die Fahrbahn kreu­
zen wolle, sehr lange in der Mitte der Strasse halten müsse, 
bis der ganze Geradeausverkehr an ihm vorbeigefahren sei.
Ihr Wagen habe mit 30 bis'35 km/h keine zu hohe Geschwindig­
keit gehabt. Br habe auch das vor ihm fahrende, seine Ge­
schwindigkeit herabsetzende Fahrzeug überholen dürfen. Die 
Überholung sei nicht 6 m vor der Einmündung der Seilerstraße 
geschehen, vielmehr sei der überholte Personenkraftwagen im 
Augenblick des Unfalls noch etwa 8 m von der tjnfallstelle 
entfernt gewesen. Daraus, dass der Anprall des Fahrzeuges 
der Klägerin genau an der Seitenmitte des Personenwagens 
stattgefunden habe, ergebe sich, dass der Postwagen die Straßel
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überquert habe, obwohl das Fahrzeug der Klägerin auf dieser 
Hauptstrasse schon sehr nahe herangekommen gewesen sei.

J)as Landgericht hat den Klageanspruch gegenüber der be­
klagten Bundespost zur Hälfte dem Grunde nach für gerecht­
fertigt erklärt, die Klage gegenüber dem mitverklagten Post­
fahrer abgewiesen- Die Berufung der beklagten Bundespost und 
die Anschlussberufung der Klägerin wegen der.teilweisen Ab­
weisung der Klage gegen die beklagte Bundespost sind zurück­
gewiesen worden. Mit der Revision begehrt die beklagte Bun­
despost unter Abänderung des angefochtenen Urteils volle Kla 
geabweisung. Die Klägerin bittet um Zurückweisung der Revi- • 
sion.

Entsche xdungsgründe <

Das Berufungsgericht geht davon aus, dass die zur Paket 
beförderung ausgeführten Fahrten von posteigenen Fahrzeugen, 
die Ausübung hoheitlicher Tätigkeit darstellen, und dass den 
Angestellten der Post bei Ausübung dieser Tätigkeit jedem 
Dritten gegenüber die Amtspflicht obliegt, sich verkehrsge­
recht zu verhalten. .

1o Die Paketbeförderung durch die Post stellt Ausübung 
hoheitlicher Tätigkeit dar.' Der Senat hat sich bereits in 
3GHZ 9, 145 ff den grundsätzlichen Ausführungen, auf denen 
das Reichsgericht in RGZ 161, 341 ff aufbaut, angeschlossen. 
Für die Entscheidung der Frage, ob die Tätigkeit eines Un­
ternehmens der öffentlichen Hand hoheitsrechtlicher Natur 
ist, kommt es danach nicht auf die Zielsetzung des Unterneh­
mens, sondern auf seine organisatorische Gestaltung an. An 
diesem Grundsatz, gegen den sich auch die Revision nicht wen 
det, ist festzuhalten.



Von dieser Grundlage aus hat bereits das Reichsgericht i 
in RGZ 164» -273 ^276 ff7 dargelegt, dass die Paketbeför­
derung durch die Post hoheitliche Tätigkeit darstellt (vgl 
die ähnlichen Ausführungen wegen der Beförderung von Brie­
fen in RGZ 158, 85 /?2 ff/)* Dieser Beurteilung, die durch :
nationalsozialistisches Gedankengut nicht beeinflusst ist, j:
schliesst sich der Senat an.

Soweit die Revision demgegenüber geltend macht, der 
Beförderungsyorgang selbst, das Pahren auf der Strasse, : 
sei Mim Verhältnis zu den anderen Verkehrsteilnehmern11 
nicht Ausübung hoheitsrechtlicher Tätigkeit, gibt die Re­
vision zu, dass auch der Beförderungsvorgang jedenfalls im 
Verhältnis zu den Postbenutzern Ausübung hoheitsrechtli­
cher Tätigkeit ist» In der Tat kann nicht die Annahme und 
die Zustellung der Pakete für sich allein betrachtet wer- , 
den. Es geht nicht an, eine einheitliche Aufgabe, wie die 
Behandlung von Paketen, wenn sie ihrem Wesen nach Öffent­
lichrechtlicher Natur ist, in einzelne Tätigkeitsakte 
aufzuspalten und diese daraufhin zu untersuchen, ob sie 
für sich getrennt besehen unmittelbar der Ausdruck ihres 
öffentlichrechtlichen wesens sind* Der gesamte Tätigkeits­
bereich der Paketbehandlung muss vielmehr als Einheit be- ' 
urteilt werden* Der Senat folgt insoweit den überzeugen­
den Ausführungen des Reichsgerichts, das für die Beför­
derung von Briefen die gleichen Erwägungen angestellt hat 
(BGZ 158, 83

Auszugehen ist also davon, dass die g e s a m t e  
Paketbehandlung, vor allem also auch der B e f ö r d e- 
r u n g s * V o r g a n g  selbst als hoheitsrechtliche 
Tätigkeit anzusehen ist»
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2* Zuzugeben ist der Revision, dass den Beamten der 
Post bei der Paketbeförderung in erster Linie dem Postbe­
nutzer gegenüber Amtspflichten im Sinne des § 839 BGB ob­
liegen* Die Revision folgert daraus, gegenüber anderen 
Personen, insbesondere den Verkehrsteilnehmern, denen die 
Postwagen auf den Strassen begegnen, obläge den Beamten 
der Post eine A m t s  pflioht zum verkehrsgerechten Pah­
ren nicht, weil im Verhältnis zu ihnen die Fahrzeuge der 
Post sich nur entsprechend dem Grundsatz der Gleichberech­
tigung aller Verkehrsteilnehmer auf den Strassen bewegten» 
Bern kann nicht beigetreten werden» Die Revision übersieht 
- vor allem auch bei der von ihr vorgenommenen Gegenüber­
stellung von Ausübung öffentlicher Gewalt im Sinne der An­
wendung staatlicher Zwangs- und Machtmittel und der Aus­
übung s c h l i c h t h o h e i t l i c h e r  Verwaltung - 
dass der Beamte nicht nur bei Anwendung der ihm anvertrau­
ten M a c h t  mittel die Amtspflicht hat, sachgerecht zu 
verfahren, sondern dass ihm auch aus dem Gedanken der Für­
sorge jedem unbeteiligten Dritten gegenüber die Amtspflicht 
obliegt, bei der Amtsausübung in keiner Weise, unzulässig in 
dessen Bereich einzugreifen (RGZ 139, 149 Z^5j7> 158, 83 
/5i7; BGHZ 14, 319 /?237)-* Ob ein solcher unzulässiger Ein­
griff gegen eine Bestimmung verstösst, die nur Beamte oder 
auch andere Personen - hier alle Verkehrsteilnehmer - bin­
det, ist gleichgültig» Denn § 839 BGB umschliesst auch alle 
unerlaubten Handlungen im Sinne der §§ 823 ff BGB mit der 
Folge, dass ein Beamter, der in Ausübung öffentlicher Ge­
walt bei Vornahme eines Amtsgeschäftes eine unerlaubte 
Handlung im Sinne des § 823 BGB gegenüber einem Dritten 
begeht, damit gleichzeitig eine ihm diesem Dritten gegen­
über obliegende Amtspflicht verletzt» Das hat das Reichs­
gericht schon in RGZ 158,- 83 /5j7 näher begründet» Der Se-
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nat hat diese Rechtsprechung bereits in BGHZ 14, 319 
Z?247 im Hinblick auf § 826 BGB übernommen. Daran ist 
festzuhalten* Diese Rechtsfolge ergibt sich zwingend aus 
dem obem am Ende von Ziffer 1 entwickelten Gedanken, daßjiiij eine hoheitliche Aufgabe, wenn sie ihrem Wesen nach öf-i
fentlichrechtlicher Natur ist, nicht in einzelne Tätig-i

\ keitsakte - teils hoheitsrechtlicher teils bürgerlichrecht
i ,
j| licher Natur - auf ge spalten werden kann»
:!
t Entgegen den Ausführungen der Revision verstösst
|j diese Beurteilung auch nicht gegen die Rechtsansicht

(vgl RGZ 139, 149 Urteil des Senats vom 30. April
I 1953 - III ZR 204/52 - S 91 BGHZ 10,' 122 /I247), dass
j die Frage, ob einem Beamten einem Dritten gegenüber eine
j Amtspflicht obliegt, danach zu entscheiden ist, ob die
j| Amtspflicht nach dem Zweck, dem sie dienen soll, dem Be-
!■ amten im Interesse einzelner Personen auf erlegt ist. Zweck

der Amtspflicht, bei Ausübung hoheitlicher Tätigkeit sich 
lj jeden Eingriffs in den Bereich unbeteiligter Dritter zu
ji
j:': enthalten, ist nämlich nicht nur die Aufrechterhaltung
i

der allgemeinen Ordnung oder das Interesse des Staates 
,| an einer ordentlichen Amtsführung der Beamten, sondern
!j' gerade auch der Schutz der (unbeteiligten) Dritteno Warum
i

der Umstand,' dass die gleiche Pflicht (hier z, B. die Ein-
i haltung der Verkehrsvorschriften) auch jeden anderen
S trifft, etwas daran ändern soll, dass die gleiche Ver-
,j pflichtung dem in Ausübung hoheitlicher Gewalt handelnden
i i  *

Beamten dem Dritten gegenüber als Amtspflicht obliegt,
|j:. ist nicht verständliche Die gleiche Verpflichtung kann
|, einem Amtsträger als Amtspflicht, Privatpersonen dagegen
|, ' als bürgerlichrechtliche Verpflichtung obliegen.»

4,i
! f

, l
„ I  ;

4
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3

Dass für Fälle, in denen anders als hier der Beamte 
im bürgerlichrechtlichen Geschüftskreis einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft handelt, die Einhaltung der Ver­
kehr svorschr if ten keine besondere Amtspflicht gegenüber 
jedem an der Amtstätigkeit nicht beteiligten Dritten dar­
stellt, hat das Reichsgericht bereits in RGZ 139, 149 /T53/ 
1357 ausgeführt| es hat darauf in RGZ 158, 83 /54/957noch- 
mals hingewiesen. Damit sind, wie das Reichsgericht an je­
ner zuletzt angeführten Stelle ausgeführt hat, auch die 
Einwendungen von Toss (JW 1937, 662) und Schuster (Jahrb. 
des Postwesens 1937, 330 ff) widerlegt, auf die die Revi­
sion erneut zurückgreift. Aus dem gleichen Grunde kann zur 
Rechtfertigung der Ansicht der Revision nicht auf die Aus­
führungen des Reichsgerichts in RGZ 109, 210 und die Recht-

m

sprechung des erkennenden Senats zur Verkehrssicherungs­
pflicht auf öffentlichen Strassen zurückgegriffen werden; 
auch dort handelt es sich um die Haftung von Beamten, die 
im bürgerlichrechtlichen Geschäftskreis einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft und nicht in Ausübung hoheitsrecht­
licher Gewalt tätig geworden sind.

Die Klageansprüche sind daher mangels einer anderen 
Grundlage - das Fahrzeug der Post war ein nach § 8 KrfzG 
nicht unter die Haftungsbestimmungen des § 7 KrfzG fallen­
der Elektrokarren, der keine höhere Geschwindigkeit als 
20 km/h erreichen konnte - ausschliesslich nach § 839 BGB 
in Verbindung mit Art 34 GrundG zu beurteilen.

3. Die Ausführungen des Berufungsgerichts, dass der 
Fahrer des Elektrokarrens der Post schuldhaft das Vorfahrts­
recht des Kraftwagens der Klägerin nicht beachtet hat, wer­
den von der Revision nicht angegriffen; sie lassen einen 
Rechtsirrtum auch nicht erkennen.

*
\
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4» läit Recht’ rügt aber die Revision, dass das Berufungs­
gericht sich nicht im Hinblick auf § 839 Abs 1 Satz 2 BGB 
damit auseinandergesetzt hat, ob die Klägerin die Möglich­
keit hat, sich wegen der an ihrem Kraftwagen aufgetretenen 
Schäden bei dem Fahrer des Wagens, ihrem Prokuristen Kam­
mer, schadlos zu halten,, Bestände eine solche Möglichkeit, 
so würde in dem Umfange, in dem die Klägerin von Kammer Er­
satz erlangen könnte, die Klage gegen die Post unbegründet 
sein» Bas Berufungsgericht hat eine solche Prüfung unter­
lassen, obgleich es ein Mitverschulden des Kammer am Unfall 
be jaht hat.

a) Bie Prüfung nach § 839 Abs 1 Satz 2 BGB erübrigt 
sich nicht deshalb, weil das Berufungsgericht das Verschul­
den des Fahrers gemäss § 9 Halbsatz*2 KrfzG in Verbindung 
mit § 254 BGB der Klägerin zur Hälfte zur Bast gelegt hat. 
Denn eine anderweite Ersatzmöglichkeit schliesst nach § 839 
Abs 1 Satz 2 BGB den Amtshaftungsanspruch in Höhe dieser 
Möglichkeit immer und nicht nur wie ein Kitverschulden nach 
§ 254 BGB (in der Regel) teilweise aus.

b) Bie Anwendung des § 839 Abs 1 Satz 2 BGB auf Ersatz­
ansprüche des Arbeitgebers gegen seine Arbeitnehmer kann 
auch nicht mit der Begründung verneint werden, es sei mit 
dem Grundgedanken des Art 34 GrundG und den Grundsätzen 
eines sozialen Staates (Art 20 GrundG) nicht vereinbar, daß 
gerade eine staatliche Behörde, um die Staatshaftüng aus- 
zuschliessen oder zu beschränken, den Geschädigten auf Er­
satzansprüche gegen seine Arbeitnehmer verweist.

Erkennbar hat der Gesetzgeber die Beamten gerade nur 
bei Ausübung hoheitsrechtlicher Gewalt vor Rückgriffsan­
sprüchen im gewissen Umfange sichern wollen, um auf diesem
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ff

Geriete, wo den Beamten Entscheidungsgewalt übertragen ist, 
die häufig weit Uber die Privatpersonen zustehende hinaus­
geht, tief in Rechtsverhältnisse der Staatsbürger eingreift 
und daher bei unrichtiger Anwendung besonders weittragende 
Wirkungen und damit unverhältnismässig hohe Schäden zur 
Folge haben kann, die für die häufig besonders schnell zu 
treffenden Entschliessungen erforderliche Entschlussfreu­
digkeit durch weitgehende Beseitigung persönlicher Haftung 
zu sichern. Derartige Erwägungen greifen schon bei einer 
nicht hoheitsrechtlichen Amtstätigkeit des Beamten und erst 
recht für private Arbeitsverhälthisse nicht durch. Auch wenn 
daher der nach § 839 BGB in Anspruch genommene Staat nach 
Art 34 GrundG nicht bei seinem eigenen "Beamten" Rückgriff 
nehmen kann, so hindert ihn das nicht, den Geschädigten nach 
§ 839 Abs 1 Satz 2 BGB auf solche Rückgriffsansprüche zu 
verweisen, die diesem gegen seine Arbeitnehmer zustehen.

c) Anderweite Ersatzmöglichkeiten durch den Prokuristen 
Kammer scheiden auch nicht etwa.deshalb aus, weil Kammer 
nicht in der Lage wäre, der Klägerin den Schaden zu ersetzen. 
Denn Kammer war am Unfal3sfcage kaufmännischer Angestellter 
der Klägerin mit einem Monatsnettogehalt von 300 DM, wie 
sich aus seiner polizeilichen Vernehmung in den inhaltlich 
von den Parteien vorgetragenen polizeilichen Ermittlungs­
akten 96 Cs 580/52 der. Amtsanwaltsohaft Frankfurt a.Main er­
gibt .

5. Es bedarf also der Prüfung, ob die Klägerin Ersatz­
ansprüche gegen ihren Prokuristen Kammer wegen Beschädigung' 
ihres dem Kammer zur Führung anvertrauten Kraftwagens hat.

Bei Anwendung rein bürgerlichrechtlicher Bestimmungen
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würde Kammer aus dem Dienstvertrag über § 276 BGB und aus 
unerlaubter Handlung über § 823 BGB auch für eine fahrläs­
sig von ihm herbeigeführte Beschädigung des ihm im nahmen 
des Dienstvertrages überlassenen Eigentums der Klägerin 
haften. Das soziale Bedürfnis verlangt aber bei Übertragung 
von besonders gefahrbehafteter Tätigkeit auf einen Arbeit­
nehmer in weitgehendem Umfange, dass der Schaden im Innen­
verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht aus­
schliesslich vom Arbeitnehmer getragen wird, wie ein Blick 
in die einschlägige Rechtsprechung und das Schrifttum (Zu­
sammenstellung bei Bertermann im Recht des Kraftfahrers 1954, 
65 ff) zeigt. Daran würde sich auch nichts ändern, wenn Kam­
mer damals bereits Prokurist der Klägerin gewesen ist, ein 
Umstand, der bisher nicht hinreichend geklärt ist. Denn Kam­
mer war, wie sich aus den bereits erwähnten polizeilichen 
Ermittlungsakten ergibt, damals Angestellter der Klägerin, 
stand also - auch wenn ihm Prokura erteilt war - in einem 
typischen Arbeitnehmerverhältnis zur Klägerin,

*

Die rechtliche Begründung für die Beschränkung der Haf­
tung des Arbeitnehmers hat geschwankt (vgl ArbRSamml 30, 3$ 
34, 357 /36Q?)» Nach heutiger Auffassung vom Wesen des Ar­
beitsverhälthisses enthält der Arbeitsvertrag Ptirsorgepflich-* 
ten des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer. Diese ge­
hen dahin, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer nicht eine 
Belastung mit solchen Schäden und Schadensersatzansprüchen \ 
zumuten darf, die letztlich aus der besonderen Gefahr der 
übertragenen Arbeit folgen und als solche auch dann zum ty­
pischen vom Unternehmer zu tragenden Betriebsrisiko gehören 
können, wenn sie im Einzelfall vom Arbeitnehmer schuldhaft , 
herbeigeführt worden sind (RAG in ArbRSamml 41, 55? 46, 136?



zustimmende Anmerkung von Hueck in ArbRSamml 41, 64 ff? im 
Ergebnis, wenn auch unter Berücksichtigung des vom Unter­
nehmer gesetzten Gefahrenmomentes nach dem Grundgedanken 
des § 254 Abs 2 BGB? Bersch im Hecht der Arbeit 1951, 79)»

Bei Anwendung dieser Grundsätze ist die Rechtsprechung 
zu unterschiedlichen Ergebnissen gelangt. Biese Ergebnisse 
schöpfen beinahe alle Möglichkeiten aus, die denkbar sind 
zwischen dem Alleintragen des ganzen Schadens durch den Ar­
beitgeber bei leichtfahrlässigem und sogar bei schlechthin 
fahrlässigem Handeln des Arbeitnehmers sowie einem Mittra­
gen des Schadens durch den Arbeitgeber bei grobfahrlässi­
gem Handeln des Arbeitnehmers und dem Alleintragen des Scha­
dens durch den Arbeitnehmer bei grobfahrlässigem und schlecht­
hin fahrlässigem Handeln sowie einem Mittragen des Schadens 
durch den Arbeitgeber höchstens bei leichtfahrlässigem Han­
deln des Arbeitnehmers (z.B. RArbGer in ArbRSamml 41, 55?
46, 136; die Entscheidungen der Landesarbeitsgerichte Bremen 
in Recht der Arbeit 1951, 75, Hamm in HJW 1951, 124, Stuttgart 
in Arbeitsrechtl. Fraxis 1952, 44 und Betriebsberater 1954, 
1029, Hamburg in Hecht der Arbeit 1948, 106, Frankfurt in 
Betrieb 1952, 932 und Düsseldorf in Betrieb 1954, 520). Eine 
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichte fehlt noch. Beiläu­
fig sei bemerkt? Die aus dieser uneinheitlichen Rechtspre­
chung sich ergebende Schwierigkeit der rechtlichen Beurtei­
lung der Frage, ob Ersatzmöglichkeiten des Arbeitgebers gegen 
den Arbeitnehmer bestehen oder nicht, beseitigen nicht die 
bei richtiger Entscheidung dieser Zweifelsfragen etwa beste­
hende Möglichkeit eines Ersatzanspruches nach § 839 Abs 1 
Satz 2 BGB. Insoweit kommt es nur auf die objektive Rechts­
lage an. Burch die rechtlichen Zweifel an dem Bestehen der­
artiger Ersatzansprüche ist die Anspruchsvoraussetzung des
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§ 839 Abs 1 Satz 2 BGB nicht erfüllt (RGZ 166, 1 ^47).In­
folgedessen bedarf es der Entscheidung, oh und in welchem 
Umfange im vorliegenden Fall Ersatzansprüche der Klägerin 
als Arbeitgeberin gegen Kammer als Arbeitnehmer bestehen.

Bei der Ermittlung, wieweit im Einzelfall eine Haf­
tung des Arbeitnehmers ausgeschlossen ist, können verschie­
dene Umstände von Bedeutung sein*

a) Je grössere Gefahren die vom Arbeitgeber dem Arbeit­
nehmer übertragene Tätigkeit in sich birgt, umso weitgehen­
der wird der Umfang der Gefahrtragung des Arbeitgebers sein. 
Stellt der Arbeitgeber z.B. dem Arbeitnehmer einen Wagen, 
der nicht völlig betriebssicher ist, für die Tätigkeit zur 
Verfügung, so wird er, soweit der Arbeitnehmer sich auf die 
Betriebssicherheit des Wagens - wenn auch vielleicht fahr­
lässig (z.B. Unterlassen einer Bremsprobe) - verlassen hat, 
grundsätzlich allein den Schaden zu tragen haben.

b) Aber auch in der Überlassung eines betriebssiche­
ren Kraftwagens liegt bei dem ausserordentlich gesteiger­
ten Kraftfahrzeugverkehr regelmässig die Übertragung einer 
mit erheblicher Gefahr verbundenen Tätigkeit. Dass diese Ge­
fahr recht hoch zu veranschlagen ist, ergibt sich bereits 
daraus, dass das Reichsarbeitsgericht in der oben angeführ­
ten Entscheidung in ArbRSamml 46, 136 die Übertragung der 
Tätigkeit eines Hausverwalters (mit der Verpflichtung zum ■ 
Streuen bei Eis- und Schneeglätte) als Übertragung einer 
mit Gefahr behafteten Tätigkeit angesehen hat, obgleich 
eine solche Tätigkeit bei weitem nicht die Gefahr aufweist, 
wie - vor allem in der heutigen Zeit des gesteigerten Kraft­
fahrzeugverkehrs - das Rühren von Kraftfahrzeugen» Im ein-

i
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zelnen wird die Grösse der übertragenen Gefahr von der Art 
des Kraftwagens und von dem Ort der auszuführenden Fahrten 
(Stadtverkehr; verkehrsarme Gegenden) abhängig sein.

o) Die mit der übertragenen Tätigkeit verbundene Gefahr 
kann grösser sein,wenn es sich nur um eine "nebenberufliche" 
Tätigkeit handelt, die auch nach dem Willen des Arbeitgebers 
vom Arbeitnehmer nur neben anderen für Dritte geleistete Ar­
beit übernommen wird. Es kann sich dann aus der Art der Tä­
tigkeit ergeben, dass der Arbeitgeber selbst damit rechnet, 
dass der Arbeitnehmer keine erhöhte, vielleicht sogar nur 
eine geringere Aufmerksamkeit der ihm übertragenen Tätig­
keit zuwendet. So hat z.B. das Reichsarbeitsgericht in dem zu­
letzt erwähnten Fall bei "nebenberuflicher" Tätigkeit (damals 
als Hauswart) an den Begriff der "groben Fahrlässigkeit" be­
sonders hohe Anforderungen gestellt, weil von einem groben 
Verschulden angesichts der Behinderung des Arbeitnehmers 
durch seinen Hauptberuf nicht gesprochen werden könne. Dieser 
Gedanke muss auch da Platz greifen, wo der Arbeitnehmer den 
werkseigenen Wagen nicht hauptberuflich, sondern nur als Kit­
tel zum Zweck der Ausführung seiner eigentlichen Tätigkeit 
steuert. Bei ihm als einem Gelegenheitsfahrer kann die Auf­
merksamkeit viel leichter vom Fahren abgelenkt werden als 
bei einem berufsmässigen Kraftfahrer, der sich um nichts, 
als um das Fahren zu bekümmern hat. Die Fahrtätigkeit eines 
solchen Arbeitnehmers ist daher noch mehr als die des haupt­
beruflichen Kraftfahrers g e f a h r b e h a f t e t  . Umso 
weitgehender ist deshalb die Gefahrtragung des Arbeitgebers 
auszudehnen.

d) Dagegen geht die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers 
keinesfalls so weit, dass der Arbeitgeber durch Abschluss
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einer Versicherung - hei Kraftfahrzeugen einer Kaskover­
sicherung - den Arbeitnehmer ohne Selbstbehalt vom Ersatz 
der dem Unternehmer verursachten Schäden freisteilen muß.
Es ist nicht Aufgabe des Arbeitgebers,, den Arbeitnehmer von 
solchen Ersatzansprüchen freizustellen; vielmehr kann nur 
im Eahmen des typischen Betriebsrisikos der Arbeitgeber Er­
satzansprüche gegen den Arbeitnehmer nicht geltend machen 
(vgl dazu LAG Stuttgart A^rbeitsrechtspraxia 1952, 44 und die 
zustimmende Anmerkung von Bersch aaO S50).

Es bedarf deshalb in diesem Zusammenhang keiner Auf­
klärung,- ob die Klägerin im Interesse des Ausschlusses der 
Haftung ihrer Angestellten eine Kaskoversicherung abge­
schlossen hatte oder nicht. Im übrigen würden zwar Ansprüche 
aus einer Kaskoversicherung anderweite Ersatzansprüche im 
Sinne des § 839 Abs 1 Satz 2 BGB sein; Jedoch liegen keiner­
lei Anhaltspunkte für das Bestehen einer solchen Versicherung 
vor, so dass insoweit den Anspruchsvoraussetzungen des § 839 
Abs 1 Satz 2 BGB genügt ist..

e) Bie Abwägung, in welchem Umfange der Arbeitnehmer 
von der Haftung befreit ist, hat allein aus dem Arbeitsver- 
tragsverhältnis zp erfolgen.' Infolgedessen kann diese Ab­
wägung nicht von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des Arbeitnehmers, schlechthin abhängig sein, worauf bereite 
Hueck (Arb&Samml 41, 267) gegenüber der dort veröffentlich­
ten Entscheidung des Eeichsarbeitsgerichts zutreffend hin­
gewiesen hat*. Vielmehr kann nur auf die Höhe des Lohnes und 
vor allem einer etwaigen Sondervergütung für die gefahrbe­
haftete Arbeit, abgestellt werden (vgl Anm von Hueck in 
ArbRSamml 46, 138). Bas Reichsarbeitsgericht is.t daher auch 
in ArbRSamml 46, 156 erkennbar von seiner früheren Entschei-
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dung abgerückt. Es hat dort ausgeführts "Auch die Entlohnung 
des Hauswarts mit einer Vergütung nur im Hinblick auf die 
erforderliche Dienstleistung o h n e  G e f a h r e n -  
p. r ä m i e ist vom Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum 
nach der Richtung der eigenen Tragung des Wagnisses (da­
mals des NichtStreuens vor dem Hause) durch den Hauseigen­
tümer in Rechnung gestellt worden." Im übrigen klingen ähn­
liche Gedanken auch bei der Entscheidung des Landesarbeits­
gerichts Bremen in Recht der Arbeit 1951» 75 an.

f) Das sachliche Bedürfnis nach Beteiligung des Ar­
beitgebers an den Folgen der von ihm übertragenen, mit Ge­
fahren verbundenen Tätigkeiten und das sozialrechtliche 
Schutzprinzip fordern aber nicht, dass der Arbeitgeber im­
mer einen Teil des Schadens selbst trägt. Vorsätzliche Her­
beiführung eines Schadens durch den Arbeitnehmer wird ge­
nerell eine Beteiligung des Arbeitgebers an dem so verur­
sachten Schaden unbegründet erscheinen lassen. Auch grobe 
Fahrlässigkeit des Arbeitnehmers wird weitgehend zu des­
sen Alleinhaftung führen. Je geringer die Schuld des Ar­
beitnehmers ist, umso weniger wird der bei Ausübung einer 
gefahrbehafteten Tätigkeit entstandene Schaden auf das 
Verschulden des Arbeitnehmers als darauf zurückzuführen 
sein, dass solche gefahrgeneigten Arbeiten ihrem Wesen 
nach infolge der menschlichen Unzulänglichkeit a l l e r  
bei ihnen Tätigwerdenden immer wieder Schäden verursachen 
werden. Eine feste Abgrenzung dahin, dass leichte Fahrläs­
sigkeit immer oder Fahrlässigkeit, ausser grober, niemals 
eine Haftung des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber 
v o l l  ausschliessen (vgl dazu die oben angeführte Recht­
sprechung einiger Landesarbeitsgerichte), lässt sich nicht 
geben. Dem steht einmal entgegen, dass die Abgrenzung der



einzelnen Fahrlässigkeitsgrade bereits schwankend ist, vor 
allen: aber, dass auch die anderen oben erörterten Umstände 
bei der Abwägung zu berücksichtigen sind. Das kann zur Folge 
haben, dass je nach dem Einzelfall trotz verhältnismässig 
geringen Verschuldens des Arbeitnehmers dessen Allein - 
oder überwiegende Haftung, trotz grösseren Verschuldens des 
Arbeitnehmers dessen Haftungsbefreiung und selbst bei gro­
bem Verschulden noch dessen teilweise Haftungsbefreiung in 
Frage kommen kann (ebenso auch Reichsarbeitsgericht in 
ArbRSamml 41, 55 /SlJ)- Es ist also jeweils auf die Umstän­
de des Einzelfalles abzustellen, wie es bereits das Reiqhs- 
arbeitsgericht (aaO 61/63) näher begründet hat.

6. Das Berufungsgericht hat die Abwägung, wieweit der 
Angestellte Kammer der Klägerin gegenüber aus dem Arbeits­
vertrag zum Schadensersatz verpflichtet ist, nicht getrof- 
fen. Es hat aber Feststellungen über den Grad des Verschul­
dens des Angestellten Kammer im Hinblick auf die nach § 9 I
Halbs. 2 KrfzGr erforderliche Abwägung des Mitverschuldens i
des Kammer, als desjenigen, der die tatsächliche Gewalt ; 
über die beschädigte Sache (hier das Kraftfahrzeug der Klä- ; 
gerin) ausgeübt hat, getroffen. Diese Feststellungen können • 
auch für die hier«zu entscheidende Frage nach dem Umfang 
der Haftung des Kammer gegenüber der Klägerin herangezogen • 
werden. Jedoch bedarf es im Hinblick auf eine von der Be- «] 
klagten insoweit erhobene prozessuale Rüge über das Zustan- ; 
dekommen eines Teiles dieser Feststellungen zuvor der Prü- \ 
fung, ob die Feststellung, hinsichtlich deren die Rüge er- j 
hoben worden ist, ordnungsmässig zustandegekommen ist. \

Der Ansicht der Revision, das Berufungsgericht habe 
übersehen, dass Kammer nach den Feststellungen des Landge-



richts selbst zugegeben habe, er habe das Postkraftfahr­
zeug nicht oder erst 5 bis 6 m vor dem Zusaromenstoss gese­
hen, kann nicht gefolgt werden. Die Revision weist selbst 
darauf hin, dass die Berufungsbegründung der Beklagten in­
soweit gerade darauf abgestellt hatte, die Strassenverhält- 
nisse an der hier in Frage stehenden Kreuzung Vilbeler- 
strasse - Sellerstrasse seien sehr Übersichtlich und hätten 
in der Fahrtrichtung des Kammer auf über 100 m übersehen 
werden können, und dass deshalb das Nicht- oder zu späte 
Bemerken des Postwagens durch Kammer beweise, dass Kammer 
nicht das Mindestmaß der im Strassenverkehr erforderlichen 
Sorgfalt beachtet habe, sondern ohne jede Vorsicht blind­
lings gefahren sei. Gerade diese Art des unvorsichtigen 
Fahrens aber macht das Berufungsgericht Kammer zum Vorwurf, 
wenn es ausführt, dass infolge Abbremsens des vor Kammer 
herfahrenden Wagens die Kreuzung Vilbelerstrasse - Seiler­
strasse unübersichtlich geworden sei, so dass Kammer nicht 
mit unverminderter Geschwindigkeit den vor ihm herfahrenden 
Wagen habe überholen dürfen. Aus dieser zwar knappen Aus­
führung des Berufungsgerichts kann entnommen werden, dass 
das Berufungsgericht davon ausgeht, Kammer habe den Postwagen 
verspätet bemerkt, weil seine Sicht zunächst durch den.vor 
ihm herfahrenden Personenwagen behindert gewesen sei. Bei 
dieser Beurteilung brauchte das Berufungsgericht sich nicht 
ausdrücklich mit der Frage auseinanderzusetzen, ob und wann 
Kammer den Postwagen vor dem Unfall bemerkt hats Die Fol- . 
gen des Nichtbremsens werden ihm auch vom Berufungsgericht 
zur Last gelegt.

Da weitere prozessuale Rügen zu den Feststellungen des 
Berufungsgerichts nicht erhoben worden sind, können dessen 
Feststellungen in vollem Umfange auch bei der hier erfor-
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derlichen Abwägung für Ansprüche aus dem Arbeitsvertrags­
verhältnis zwischen der Klägerin und Kanmer berücksichtigt 
werdeno Ferner kann auch in diesem Umfange wiederum auf 
den Inhalt der polizeilichen Ermittlungsakten zurückgegrif­
fen werden, den die Parteien ausweislich des Tatbestandes 
des angefochtenen Urteile vorgetragen haben.

7. Das Berufungsgericht erblickt das Verschulden des 
Kammer darin, dass er an einer* S t r a ß e n k r e u z u n  
den vor ihm fahrenden Personenwagen überholt hat, dass er 
bei Dunkelheit und der durch regnerisches Wetter bedingten 
Hutschgefahr mit ü b e r h ö h t e r  Geschwindigkeit ge­
fahren ist, dass er sich trotz der durch den abbremsenden 
vor ihm herfahrenden Personenwagen behinderten Sicht nicht 
darauf eingerichtet habe, seinen Wagen j e d e r z e i t  
a n h a l t e n  zu können, sondern mit unverminderter Ge­
schwindigkeit v/eitergefahren ist, und dass er sich n i c h t  
h a b e  darauf v e r l a s s e n  dürfen, dass der Fahrer 
des Postwagens die Verkehrsregeln beachten würde.

ft

Keiner dieser Umstände kann als schweres Verschulden 
gewertet werden. Kammer fuhr auf einer vorfahrtsberech­
tigten Hauptverkehrsstrasse mit regem Verkehr; die Seiler­
strasse war als vorfahrtspflichtig gekennzeichnet, wie sich 
aus dem polizeilichen Schlussbericht in den Ermittlungsak- .4 
ten ergibt. Die Vilbelerstrasse wird nach der bei den Akten ; 
befindlichen Skizze in kurzen Abständen von anderen Straßen : 
berührt. Ein Überholen von Kraftfahrzeugen auf der Vilbe-. 
leratrasse ist praktisch häufig nur möglich, wenn das Zurück- 
fahren auf die Kitte der jeweiligen Fahrbahn auch noch 
über Strassenkreuzungen oder -Einmündungen hinaus fortge- * 
setzt wird. Jedenfalls war der unmittelbare Überholungsvor-

i
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gang (das Nebeneinanderfahren des Wagens der Klägerin und 
des vorherfahrenden Personenwagens) nach dem unstreitigen 
Sachverhalt bereits v o r  der Kreuzung mit der Seiler­
strasse beendet. - Die Höhe der Geschwindigkeit des von 
Kammer gesteuerten Wagens gibt das Berufungsgericht nicht 
an. Das Landgericht hatte ausgeführt, dass eine höhere Ge­
schwindigkeit als 40 Im/h nicht nachgewiesen werden könne. 
Erkennbar ist auch das Berufungsgericht, nicht von einer 
höheren Geschwindigkeit ausgegangen, denn es sieht die Ge­
schwindigkeit des von Kammer gesteuerten Wagens nur im 
Hinblick auf das regennasse Kopfsteinpflaster und das 
plötzliche Abbremsen als ü b e r h ö h t  an. Diese Über­
höhung der Geschwindigkeit und weiter das N i c h t e i n ­
s t e l l e n  des Kammer auf die durch den vor ihm fahren­
den abbremsenden Kraftwagen hervorgerufene U n ü b e r ­
s i c h t l i c h k e i t  der Fahrbahn können in ihrem 
Schuldgehalt aber nur aus dem Gesamtverlauf des Unfalls 
richtig gewürdigt werden. Diese Verstösse gewinnen erst 
Bedeutung dadurch, dass der Postwagen das Vorfahrtsrecht 
des Kammer auf der Hauptverkehrsstrasse nicht achtete. Da­
mit konnte Kammer zunächst nicht rechnen. - Die Ansicht des 
Berufungsgerichts, der Kraftfahrer dürfe sich nicht darauf 
verlassen, dass die anderen Verkehrsteilnehmer die Verkehrs­
vorschriften beachten würden, ist unrichtig. Es ist stän­
dige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (vgl.insbeson­
dere Beschluss der Vereinigten Grossen Senate vom 12. Juli 
1954 - BGHZ 14, 232), der Kraftfahrer könne grundsätzlich 
solange darauf vertrauen, dass nicht sichtbare wartepflich­
tige Verkehrsteilnehmer sein Vorfahrtsrecht beachten, als 
nicht besondere Umstände erkennen lassen, dass andere Ver­
kehrsteilnehmer sich nicht verkehrsgerecht verhalten wer­
den. Der Umstand allein, dass Kammer den Postwagen nach
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Ansicht der Revision auf 50 bis 80 m Entfernung hätte se- >v
v

hen können, genügte noch nicht zu der Annahme, der Fahrer £
des Postwagens werde das Vorfahrtsrecht des hammer ver- i
letzen. Dass Kammer auch den Beginn des unberechtigten Ein- | 
biegens des Postwagens hätte bemerken können, behauptet 
die Revision selbst nicht. Das würde auch den Feststel­
lungen des Berufungsgerichts widersprechen, wonach durch 
das Abbremsen des vor Kammer fahrenden. Personenwagens die 
Fahrbahn für Kammer unübersichtlich geworden war, Mit einem* 
verkehrswidrigen Verhalten des Postkraftwagenfahrers brauche 
te also .Kammer selbst in dem Augenblick nicht zu rechnen, 
als er sich anschickte, den vor ihm herfahrenden bremsen­
den Personenkraftwagen trotz regennasser Strasse mit un­
verminderter Geschwindigkeit zu überholen. Das Verhalten 
des Kammer war allerdings nicht verkehrsgerecht, denn auch 
der auf einer bevorrechtigten Strasse fahrende Kraftfahrer 
muss bei seiner Geschwindigkeit den Anforderungen der Ver­
kehrslage und dem Gebot der Rücksichtnahme im Verkehr Rech­
nung tragen (vgl Grosser Senat aaO). Mit Recht geht daher 
das Berufungsgericht davon aus, dass Kammer mit Rücksicht 
auf die unübersichtlich gewordene Fahrbahn und nicht nur 
auf die unübersichtlich gewordene Kreuzung, also weniger 
im Hinblick auf die Vorfahrtsverletzung anderer Verkehrs­
teilnehmer als im Hinblick auf etwa auftauchende Verkehrs­
hindernisse seine Geschwindigkeit hätte herabsetzen müssen. 
Das unrichtige Verhalten des Kammer ist aber erkennbar 
durch das Abbremsen des vor ihm herfahrenden Personenkraft-i 
wagens veranlasst worden. Es stellt sich daher als ein 
- allerdings schuldhaft - falsches Reagieren auf die Fahr-* 
weise jenes vor ihm herfahrenden Personenkraftwagens dar, 
die ihrerseits wieder durch die Verletzung der Vorfahrt sei­
tens des Postwagenfahrers bedingt war. Ein solches - wenn

l



auch schuldhaft - falsches Reagieren iat weitgehend auf 
menschliche Unzulänglichkeit, die hei jedem Verkehrsteil­
nehmer sich auswirken kann, zurückzuführen. Das gilt im 
vorliegenden Rail umsomehr, als die Klägerin ihrem Ange­
stellten Kammer den Wagen gerade für eine Benützung über­
lassen hatte, die ihn besonders häufig vor solche Notwen­
digkeiten des Reagierens auf falsche Rahrweise anderer 
Verkehrsteilnehmer stellen musste. Zwar enthielt die hier 
erfolgte Überlassung eines mittelschweren Personenkraft­
wagens (Opel-Olympia) an sich noch nicht die Betrauung mit 
einer solchen besonderen Gefahr, die über die in dem Bah- 
ren von Personenkraftwagen immer enthaltene Gefahr hinaus­
ging. Im vorliegenden Ralle wurde dem Kammer der Wagen aber 
zu Bahrten innerhalb des Gebietes der Stadt Rrankfurt a.Main 
überlassen, also innerhalb eines Gebietes, wo die Dichte 
des Kraftfahrzeugverkehrs erfahrungsgemäss besonders hohe 
Anforderungen an den Rahrer von Kraftwagen zur Vermeidung 
von Unfällen stellt.

Die Gefahrtragungspflicht der Klägerin als Arbeitge­
berin entfällt auch nicht im Hinblick auf die Bezahlung 
des Arbeitnehmers. Im vorliegenden Rail erhielt der Ange­
stellte Kammer, der verheiratet war und ein Kind hatte, 
ein Gehalt von monatlich netto 500 DM, wie sich aus der 
Vernehmung des Kammer in den polizeilichen Ermittlungsakten 
ergibt, deren Inhalt die Parteien nach dem Tatbestand des 
angefochtenen Urteils vorgetragen haben. Dass darin eine 
”Gefahrenprämie” für das Bahren eines Personenkraftwagens 
liegt, ist nicht ersichtlich und nach der Lebenserfahrung 
nicht anzunehmen. Auch nach der Höhe des Gehalts erscheint 
der Angestellte Kammer im Rahmen der aus dem Arbeitsver­
trag sich ergebenden Rürsorgepflicht dahin ”schutzbedürf-
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tigrf (vgl Bersch in Hecht der Arbeit 1951, 79), dass ihm 
grundsätzlich nicht allein die Haftung für die aus der ihm 
übertragenen Tätigkeit sich ergebenden Gefahr aufgebürdet 
wird»

Berücksichtigt man weiter, dass Kammer das Kraft­
fahrzeug der Klägerin nicht hauptberuflich, sondern nur 
anlässlich seiner Haupttätigkeit als kaufmännischer Ange­
stellter steuerte, so muss das Versagen des Kammer im 
Augenblick von plötzlich auf tretenden,, von ihm nicht ver­
schuldeten oder verursachten Verkehrslagen zu den in ihren 
Auswirkungen vom Arbeitgeber a l l e i n  zu tragenden 
Betriebsrisiken gerechnet werden. Es bedarf daher in die­
sem Zusammenhang keiner Klärung mehr, ob etwa die Klägerin 
dem Kammer einen nicht betriebssicheren Wagen mit nicht 
ordnungsmässigen Bremsen (Schriftsatz der Beklagten vom 
11» September 1952 S' 5) überlassen hatte.

%
ji

Anderweite Ersatzansprüche im Sinne des § 839 Abs 1 
Satz 2 BGB stehen daher der Klägerin gegen Kammer wegen 
dessen Verschulden bei Beschädigung des Wagens der Klägerin'! 
nicht zu.

8. a) Die Revision wendet sich dagegen, dass das Be­
rufungsgericht bei Abwägung des nach § 9 Halbs.2 KrfzG zu 
Ungunsten der Klägerin zu berücksichtigenden Kitverschul- 
dens des Kammer die Nichtrücksichtnahme auf die Fahrweise 
des Postwagenfahrers zu gering bewertet habe. Dem kann aus'] 
den bereits zu Ziffer 7 ausgeführten Gründen,auf die hier 
Bezug genommen werden kann, nicht gefolgt werden.

b) Richtig ist allerdings, dass das Berufungsgericht,
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worauf die Revision ebenfalls hinweist, die vom Kraftwagen 
der Klägerin ausgehende Betriebsgefahr entgegen § 7 KrfzG 
überhaupt nicht berücksichtigt hat. -Dagegen ist aber auch 
die vom Postwagen ausgehende Betriebsgefahr zu berücksich­
tigen, weil auch er, wenn er auch keine Geschwindigkeit 
über 20 km/h entwickeln kann und deshalb .eine Haftung nach 
§ 7 KrfzG nicht gegeben ist (§ 8 Abs 1 KrfzG), ein Kraft­
fahrzeug im Sinne des § 1 Abs 2 KrfzG ist (RG in VAE 1937, 
252). Infolgedessen hat die Ausgleichung der Schäden, an 
deren Herbeiführung der Postwagen beteiligt ist, nach § 17 
KrfzG unter Berücksichtigung der Betriebsgefahr auch des 
Postwagens zu erfolgen.

Die Nichtanwendung des § 17 KrfzG durch das Berufungs­
gericht zwingt jedoch nicht zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils, weil das Revisionsgericht aus den unstreitigen 
Umständen die erforderliche Abwägung der Betriebsgefahr 
selbst vornehmen kann. Der Postwagen hatte nach dem eige­
nen Vortrag der Beklagten auf Seite 8 ihres Schriftsatzes 
vom 29» Januar 1953 eine Länge von 6 bis 7 m und war wie­
derum nach dem eigenen Vortrag der Beklagten auf Seite 4 
ihres Schriftsatzes vom 20. April 1953 ”ein grosses und im 
Vergleich zu anderen Fahrzeugen verhältnismässig schwerfäl­
liges Fahrzeug”. Berücksichtigt man weiter, dass der Post­
wagen unstreitig keine Geschwindigkeit über 20-km/h ,ent- 
wickeln konnte, so ergibt sich ohne weiteres, dass gerade 
durch dieses Fahrzeug bei verkehrswidrigem Kreuzen der 
Fahrbahn anderer Verkehrsteilnehmer eine besonders grosse 
Betriebsgefahr entstand, weil dieses Fahrzeug die gefähr­
dete Kreuzung besonders lange blockierte. Diese Betriebs­
gefahr ist daher mindestens der von dem schnellfahrenden 
Personenkraftwagen der Klägerin ausgehenden Betriebsgefahr
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gleichzustellen* Die Berücksichtigung der Betriebsgefahr 
kann daher keinesfalls zu einer für die beklagte Post gün­
stigen Verbesserung der vom Berufungsgericht auf beider­
seitig 50 # angenommenen Haftung führen« •

c) weitere Angriffe gegen die Abwägung nach § 17 KrfzG 
hat die Revision nicht vorgebracht, insbesondere hat sie 
nicht bemängelt,* dass das Berufungsgericht auf das im ersterj 
Rechtszug behauptete nicht ordnungsmässige Arbeiten der 
Bremsen des Wagens der Klägerin nicht mehr eingegangen ist 
Eine Berücksichtigung dieses Umstandes von Amts wegen kann 
schon deshalb nicht erfolgen, weil es naheliegt, dass die 
beklagte Post, weil das Landgericht die Unbegründetheit 
dieses Vorbringens festgestellt hat, im Berufungsrechts­
zug nicht mehr auf diese Behauptung zurückgekommen ist«
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Die Ausführungen des Berufungsgerichts, das erkenn­
bar, wenn auch nicht ausdrücklich ausgesprochen, zunächst 
die Verursachung und dann das Verschulden abwägt, lassen 
einen Rechtsirrturc nicht erkennen, der zu Lasten der be­
klagten Post ging, die allein Revision eingelegt hat.

Die Revision der beklagten Post war daher mit der 
Kostenfolge aus § 97 ZPO als unbegründet zu verweisen.

Dr.Geiger Br.Pagendarm Dr.Weber

Br.Beyer Dr.Hußla
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